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Einleitung 

I. Gegenstand der Arbeit 

Die vorliegende Arbeit behandelt einen Ausschnitt des Verhältnisses zwi-
schen Europäischem Gemeinschaftsrecht und französischem Recht. Ihr Thema 
ist dabei in zweifacher Weise eingegrenzt. Sie beschränkt sich zum einen auf 
Verfassungsprobleme europäischer Integration. Außen vor bleiben damit Fra-
gestellungen, die auf das Zusammenspiel von Gemeinschaftsrecht und einfa-
chem französischen Recht bezogen sind 1• Die Konzentration auf europäische 
Integration als Problem fiir die französische Verfassung bedeutet zum anderen 
eine Aussparung von Bereichen, in denen die Interaktion zwischen nationaler 
und gemeinschaftlicher Sphäre rechtlich störungsfrei verläuft2• Es soll nicht 
global das "Verhältnis" zwischen Verfassung und europäischer Integration be-
schrieben, sondern ausschließlich Konfliktpunkte beleuchtet werden. Vom 
französischen "Europaverfassungsrecht"3 wird somit nur derjenige Abschnitt 
behandelt, der zu rechtlichen Spannungen im Verhältnis zur Gemeinschaft ge-
fuhrt hat. 

Allgemein lassen sich solche Spannungen danach systematisieren, ob sie auf 
der "Infiltrations"- oder auf der "Entwicklungsebene" auftreten. Auf der Infil-

1 Etwa die Frage, inwieweit das französische Verfahrensrecht dem (indirekten) Voll-
zug von Gemeinschaftsrecht Probleme bereitet. Solche Probleme besitzen im Regelfall 
keine verfassungsrechtliche Dimension. 

2 Dies betrifft beispielsweise die Einbindung des nationalen Parlaments in die euro-
papolitische Regierungsaktivität Seit 1992 enthält die französische Verfassung hierzu 
eine Regelung (Art. 88-4). Die durch sie festgelegten Konsultationsbefugnisse der 
Kammern fuhren aber nicht zu rechtlichen Reibungspunkten im Verhältnis zur Ge-
meinschaft. Die Konzentration auf die konfliktuellen Aspekte des Verhältnisses von 
Verfassung und Integration bringt desweiteren mit sich, daß die auch auf Ebene des 
Verfassungsrechts virulente Thematik der zunehmenden Ausrichtung nationaler 
Rechtslösungen - außerhalb des Bereiches, der das Verhältnis zur europäischen Inte-
gration steuert - an europäischen Modellen außen vor bleibt. Zu solchen Rückwirkungs-
prozessen J. Schwarze, Die europäische Dimension des Verfassungsrechts, FS Everling, 
Bd. 2, Baden- Baden 1995, S. 1355 ff. (speziell zu FrankreichS. 1365 ff.). 

3 Vgl. zur Begrifflichkeil P Häberle, Europaprograrnme neuerer Verfassungen und 
Verfassungsentwürfe - der Ausbau von nationalem "Europaverfassungsrecht", FS Ever-
ling, Bd. I, Baden - Baden 1995, S. 355 ff. 

2 Hecker 
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trationsebene ergeben sich Spannungen aus Verfassungsnorrnen, die Hindernis-
se gegenüber der innerstaatlichen Durchsetzung des bereits erreichten In-
tegrationsstandes (d. h. der Infiltration von Gemeinschaftsnorrnen) bilden. Dies 
ist etwa der Fall, wenn das mitgliedstaatliche Verfassungsorganisationsrecht die 
(einfachen) Gerichte einer unbedingten Bindung an das nationale Gesetz unter-
wirft und ihnen hierdurch die Anwendung gesetzeswidriger Gemeinschafts-
normen untersagt, oder wenn ein nationales Gericht das Recht zur Prüfung (und 
ggf. Verwerfung) von Gemeinschaftsakten am Maßstab der Verfassung be-
ansprucht. Auf der Entwicklungsebene ergeben sich Spannungen aus Verfas-
sungsnorrnen, die Hindernisse für ein (primärrechtliches) Fortschreiten der 
Integration bereiten, d.h. eine Mitwirkung des Mitgliedstaats an bestimmten 
Vertragsänderungen untersagen. Hier setzt die nationale Verfassung der 
staatlichen Übertragungsgewalt Schranken, und zwar entweder relative 
Schranken (soweit sie an die einfachgesetzliche Übertragungsgewalt adressiert 
sind) oder absolute Schranken (soweit sie auch fUr die verfassungsändernde 
Übertragungsgewalt gelten). Auf der Infiltrationsebene stellt sich also die Frage 
nach der verfassungsrechtlichen Toleranz gegenüber dem Anwendungsvorrang 
von Gemeinschaftsrecht, während sich auf der Entwicklungsebene die Frage 
nach den verfassungsrechtlichen Grenzen der lntegration4 stellt. 

Die vorliegende Arbeit orientiert sich gedanklich an diesem Systematisie-
rungsmuster5. Sie behandelt beide Ebenen und versucht auf diese Weise, zu 

4 Als "Integration·' in diesem Sinn ist nur die Erweiterung des Primärrechtsbestandes 
gemeint. Es wäre möglich, auch das Voranschreiten der Sekundärlegislation (oder so-gar 
der Direktanwendung von Vertragsregeln) als Integration zu bezeichnen, mit der Folge, 
daß verfassungsrechtliche Infiltrationshindernisse ebenfalls als "verfassungs-rechtliche 
Grenzen der Integration" erscheinen. Aus Gründen systematischer Klarheit müßte aber 
auch hier sachlich zwischen Infiltrations- und Entwicklungsebene unter-schieden 
werden. Sowohl aus Sicht des nationalen Verfassungsrechts wie auch des Gemein-
schaftsrechts bestehen auf beiden Ebenen gänzlich verschiedenartige Problemlagen und 
Ordnungsbedürfnisse. Eine sachliche Verknüpfung beider Ebenen kann nur dann 
eintreten, wenn es um "ausscherende Akte" geht. Hier ist es möglich, daß das nationale 
Verfassungsrecht den Gemeinschaftsakt perspektivisch von der Entwicklungsebene her 
betrachtet und mit ihm die verfassungsrechtlichen Integrationsgrenzen als überschritten 
ansieht (und zwar im Regelfall die formellen Grenzen, da der Ge-meinschaftsakt nicht 
mehr von der nationalen Zustimmung zur EG - Rechtsetzung gedeckt ist). Zu dieser 
Konstellation, die zu schweren Konflikten zwischen Gemeinschaftsrechtsordnung und 
nationaler Verfassungsrechtsordnung fuhren kann, siehe un-ten im zweiten Kapitel unter 
A., III., 1., c), cc). 

5 Das sich im Verlauf der Arbeit noch weiter entfaltet; so wird etwa bei den Übertra-
gungsschranken der Entwicklungsebene zwischen kompetenziellen Schranken (welche 
die Begründung neuer Gemeinschaftsbefugnisse in bestimmten Materien untersagen) 
und strukturellen Schranken (die Anforderungen an die interne Gemeinschaftsorganisa-
tion enthalten) zu unterscheiden sein. 
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einem in sich differenzierten Gesamtbild der "konstitutionellen Integrationsre-
sistenz" Frankreichs zu gelangen. Dabei ist sie so angelegt, daß die konstitutio-
nelle Integrationsresistenz nicht nur in ihrem heutigen Stand, sondern auch in 
ihrer geschichtlichen Entwicklung abgebildet wird. Dies empfiehlt sich schon 
deshalb, weil die aktuellen französischen Verfassungsprobleme europäischer 
Integration zum größten Teil nur auf der Grundlage eines historischen Rück-
blicks sinnvoll erfaßbar und bewertbar sind. Durch den Einbezug der histori-
schen Dimension läßt sich darüber hinaus nachzeichnen, an welchen Stellen das 
französische Verfassungsrecht mit der Zeit nachgiebiger geworden ist und wo 
sich auf der anderen Seite nationale Verfassungspositionen verhärtet haben oder 
auch ganz neue "Schmerzpunkte" aufgetreten sind. Die Ermittlung solcher 
verfassungsrechtlichen Perspektivenwandel ist nicht nur aus sich heraus 
aufschlußreich. Sie bildet auch den passenden Ansatz zur Untersuchung der 
maßgeblichen Faktoren filr die Herausbildung der heutigen Rechtslage. Die 
Arbeit will solche Faktoren (europäischer Integrationsdruck, allgemeine innere 
Verfassungsentwicklung, jeweilige integrationspolitische Meinungskonjunktur) 
aufdecken, sie so weit wie möglich in ihrer jeweiligen Bedeutung gewichten 
und so versuchen, zu einem tieferen Verständnis der Rechtsentwicklung zu 
gelangen. 

2. Methode 

Konstitutionelle Integrationsresistenz im hier interessierenden Sinn liegt dann 
vor, wenn sie sich in der Rechtsprechung der Gerichte manifestiert. Die 
französischen Verfassungsprobleme europäischer Integration waren und sind 
nur sehr begrenzt Folge einer bestimmten textlichen Fassung von Verfassungs-
vorschriften. Das französische Europaverfassungsrecht ist überwiegend 
Richterrecht Die vorliegende Arbeit orientiert sich daher an gerichtlichen 
Entscheidungen und versucht, diese zu analysieren. Sie stellt ihrer Anlage nach 
keine dogmatisch vorgehende Untersuchung dar, deren primäre Fragestellung 
darauf gerichtet wäre, wo und mit welchem Inhalt Verfassungsprobleme 
europäischer Integration nach Wortlaut, Systematik und Sinn der französischen 
Verfassung richtigerweise liegen sollten. Sondern es geht ihr um eine empirisch 
verfahrende Analyse der Judikatur. Dies schließt aber nicht aus, daß die 
gerichtlichen Entscheidungen hinsichtlich ihrer dogmatischen Stringenz be-
wertet oder auf ihren ideengeschichtlichen Untergrund hin befragt werden 
(wobei letzteres nur übersichtsartig geschehen kann). Ebensowenig schließt es 
aus, daß die angesprochenen rechtlichen wie außerrechtlichen Entwicklungsfak-
toren, soweit sie sich in der Judikatur niederschlagen, herausgearbeitet werden. 

2* 


